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lieber Leitungsmaßnahmen, zur weiteren Festigung der 
gesellschaftlichen Ordnung und Disziplin und zur Einhaltung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit beizutragen.

Sicherung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit

Im Prozeß der Weiterentwicklung der sozialistischen Gesell­
schaftsverhältnisse in der DDR hat die Gewährleistung der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit einen hohen Stand er­
reicht. Zur weiteren Verbesserung der erzieherischen Ein­
flußnahme auf Rechtsverletzer und zur weiteren Verwirk­
lichung der Forderung der Partei der Arbeiterklasse nach Ge­
borgenheit der Bürger in der sozialistischen Gesellschaft 
und damit nach Vervollkommnung des Schutzes des sozia­
listischen Zusammenlebens der Menschen war es erforderlich, 
die einzelnen Alternativen der unter Ordungsstrafe zu 
stellenden Störungen der öffentlichen Ordnung und Sicherheit 
neu zu bestimmen.

Für eine Reihe von Rechtsverletzungen ist charakteristisch, 
daß sie nur selten sofort und unmittelbar als Kriminalität 
auftreten. Oft beginnen derartige Handlungen als eine 
scheinbar nebensächliche oder geringfügige Mißachtung der 
Regeln des sozialistischen Zusammenlebens. Die staatliche 
und gesellschaftliche Einwirkung auf diese Rechtsverletzun­
gen war daher so wirksam zu gestalten, daß den Anfängen 
rechtzeitig und nachdrücklich entgegengewirkt und damit 
Straftaten vorgebeugt wird. Dieser Zielstellung dient die 
Ausgestaltung des § 4 OWVO.

Der Anwendungsbereich des Ordnungswidrigkeitsrechts 
wurde zur weiteren Erhöhung von Gesetzlichkeit, Ordnung 
und Sicherheit entsprechend erweitert, vor allem auf die 
bewußte Mißachtung bestimmter Rechtspflichten und auf 
geringfügige Sachbeschädigungen bzw. das Zerstören oder 
Unbrauchbarmachen von Sachen. So konnten z. B. gering­
fügige Sachbeschädigungen, die sich gegen das persönliche 
Eigentum der Bürger richteten, nach der bisherigen OWVO 
grundsätzlich nicht als Ordnungswidrigkeiten verfolgt 
werden.

Eine Erweiterung und Präzisierung erfuhr auch die 
Bestimmung über die Pflicht zur Unterstützung der Deut­
schen Volkspolizei bei der Abwehr einer unmittelbaren 
Gefahr (§ 5 Abs. 1 OWVO). Beschränkte sich die bisherige 
Regelung auf die Forderung zur Unterstützung bei der 
Abwehr einer unmittelbaren Gefahr für das sozialistische und 
persönliche Eigentum, so wird nunmehr eine derartige Pflicht 
auch dann statuiert, wenn eine Gefahr für Personen eintritt. 
Damit können Handlungen, die im Vorfeld einer Straftat 
nach § 119 StGB (Verletzung der Pflicht zur Hilfeleistung) 
liegen, künftig auch mit ordnungsstrafrechtlichen Mitteln 
geahndet werden.

Den Aufgaben zur Erhöhung der Effektivität der Tierpro­
duktion und den Erfahrungen der veterinärmedizinischen 
Fachorgane entsprechend wurde in § 9 OWVO die vorsätzliche 
oder fahrlässige Mißachtung angewiesener Maßnahmen zum 
Schutz gegen die Gefährdung der Gesundheit der Tierbe­
stände durch Seuchen, Parasitosen oder andere besondere 
Gefahren unter Ordnungsstrafe gestellt. Diese Regelung geht 
über den in §§ 13 Abs. 2, 14 und 15 des Gesetzes über das 
Veterinärwesen vom 20. Juni 1962 (GBl. I Nr.,5 S. 55) i. d. F. 
des Anpassungsgesetzes vom 11. Juni 1968 (GBl. I Nr. 11 S. 242 
— Ziff. 32) genannten Personenkreis (Leiter von Betrieben 
und Einrichtungen in der Landwirtschaft sowie Tierhalter 
und die von ihnen mit der Betreuung von Tieren beauftrag­
ten Personen) hinaus. Sie erstredet sich auf alle Personen, 
die den von zentralen oder örtlichen Staatsorganen oder von 
Leitern der veterinärmedizinischen Fachorgane oder von 
ihnen besonders beauftragten Tierärzten auf der Grundlage 
von Rechtsvorschriften angewiesenen Maßnahmen zum 
Schutz gegen die Gefährdung der Gesundheit der Tier­
bestände nicht nachkommen. Mit den in § 9 Abs. 1 OWVO 
enthaltenen Ordnungsstrafmaßnahmen wird eine schnelle, 
aber auch angemessene Reaktion staatlicher Organe ermög­
licht. Angewendet werden kann diese Bestimmung z. B., 
wenn auferlegte Beschränkungen bei Tiertransporten, bei der 
Verwertung von Tieren oder Tiererzeugnissen verletzt werden 
oder wenn gegen Einschränkungen des Personenverkehrs für 
die in einem bestimmten Territorium lebenden Bürger oder 
für die Ein-, Durch- oder Ausreise in bestimmten Gebieten 
verstoßen wird.4

Die Vorschrift zum Schutz vor Mißbrauch auf dem Gebiet 
der Rechtsberatung (§ 11 OWVO) soll sichern, daß die Wahr­
nehmung fremder Rechtsangelegenheiten lediglich unter 
bestimmten Voraussetzungen vorgenommen werden kann. 
Jeder Bürger kann sich von einem anderen (z. B. einem Ver­

wandten oder Bekannten) beraten und ggf. auch vor Gericht 
vertreten lassen (§ 3 Abs. 3 ZPO). Das stellt eine Form der 
gegenseitigen Hilfeleistung dar, die unentgeltlich zu gewäh­
ren ist. Eine gewerbsmäßige Vertretung gegen Entgelt ist 
dagegen nur Rechtsanwälten Vorbehalten. Anderen Bürgern 
ist die entgeltliche Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten 
nicht gestattet. Unter Entgelt sind dabei alle Arten von Zu­
wendungen zu verstehen, auch Geschenke oder der Ersatz 
für ausgefallenen Arbeitsverdienst. Von der Regelung erfaßt 
wird bereits das einmalige Auftreten gegen Entgelt.

Der Schutz öffentlicher Automaten und öffentlicher An­
lagen, die der Warnung, Meldung, Signalabgabe oder Alarm­
auslösung dienen, wurde mit der neuen OWVO auf Einrich­
tungen der Deutschen Post zur Selbstbedienung wie z. B. die 
Entnahme von Zeitungen und Zeitschriften gegen Entgelt 
(§ 12 OWVO) und auf Anlagen für Notrufe (§ 15 OWVO) er­
weitert.

Die Regelungen in § 16 OWVO, die dem Schutz von Kultur­
gut und Naturschutzobjekten dienen, ergänzen die speziellen 
Ordnungsstrafbestimmungen in § 13 des Gesetzes zum Schutz 
des Kulturgutes der Deutschen Demokratischen Republik — 
Kulturgutschutzgesetz — vom 3. Juli' 1980 (GBl. I Nr. 20 S. 191). 
Der Begriff geschütztes Kulturgut umfaßt alle in § 2 des 
Kulturgutschutzgesetzes aufgeführten Werte. Zugleich wird 
mit § 16 Abs. 1 OWVO neben den im staatlichen oder gesell­
schaftlichen Eigentum befindlichen Objekten auch das im 
persönlichen Eigentum von Bürgern befindliche geschützte 
Kulturgut erfaßt.

Gewährleistung der Sicherheit im Verkehrswesen

Um den Erfordernissen der Sicherheit im Verkehrswesen 
Rechnung zu tragen, werden in § 7 Abs. 1 Ziff. 3 und 4 OWVO 
rechtswidrige Handlungen gegen Verkehrsmittel oder -an- 
lagen (unberechtigtes Eindringen oder unberechtigter Auf­
enthalt in Verkehrsmitteln oder -anlagen, mißbräuchliche 
Benutzung oder Beschädigung von, Fahrscheinautomaten 
oder -gebern bzw. von Gepäckschließfächern) unter Ord­
nungsstrafe gestellt.

Die Bestimmung über unbefugte Fahrzeugbenutzung (§ 13 
OWVO) soll dazu beitragen, Ordnung, Sicherheit und Diszi­
plin im Verkehrswesen umfassender" zu sichern und das 
Eigentum an bestimmten Fahrzeugen (Kraftfahrzeuge, Was­
serfahrzeuge, Fahrräder) vor widerrechtlichem Gebrauch zu 
schützen. Die Anhebung der Ordnungsstrafe bis auf 1 000 M 
(§ 13 Abs. 1 i. V. m. § 27 Abs. 1 OWVO) schafft bessere Vor­
aussetzungen, um weniger schwerwiegende Formen einer 
rechtswidrigen Benutzung nicht als Straftat, sondern als Ord­
nungswidrigkeit zu verfolgen. Soweit für die Führung von 
Kraft- und Wasserfahrzeugen eine Erlaubnis gefordert wird, 
war bisher im Falle einer unbefugten Benutzung ausschließ­
lich eine strafrechtliche Verantwortlichkeit nach § 201 StGB 
vorgesehen. Die Erfahrungen der Praxis haben jedoch gezeigt, 
daß in leichteren Fällen unbefugter Benutzung von Kraft­
fahrzeugen und Wasserfahrzeugen eine Ordnungsstrafmaß­
nahme als wirksame Erziehungsmaßnahme ausreichend ist.

Die jetzt nach § 13 OWVO mögliche Verfolgung solcher 
Handlungen als Ordnungswidrigkeiten betrifft ausschließlich 
diejenigen Fälle, in denen die Auswirkungen der Handlung 
auf die Rechte und Interessen der Gesellschaft und der 
Bürger und die Schuld des Rechtsverletzers gering sind und 
bei denen gemäß § 3 StGB keine Straftat vorliegt. § 13 Abs. 1 
OWVO bestimmt daher, daß die Handlung nur dann mit einer 
Ordnungsstrafe belegt werden kann, wenn keine strafrecht­
liche Verantwortlichkeit vorliegt. Bei Sachschäden oder ande­
ren negativen Folgen und einem höheren Verschuldensgrad 
oder wenn der Täter bereits vorbestraft ist, kann die Hand­
lung — wie bereits in der gegenwärtigen Praxis — weiterhin 
als Straftat nach § 201 StGB verfolgt werden.

Mit der Formulierung „ . . .  oder anderes Fahrzeug“ in 
§13 Abs. 2 OWVO werden z. B. Wasserfahrzeuge, für deren 
Führung keine Erlaubnis erforderlich ist, Pferdefuhrwerke 
oder Selbstfahrerkrankenfahrzeuge vor unbefugter Benut­
zung geschützt.

Schutz wirtschaftsleitender Maßnahmen

Der dritte Abschnitt der OWVO enthält u. a. Ordnungswidrig­
keitstatbestände, die Rechtsverletzungen gegen das Preis-, * 3

4 Vgl. dazu auch die VO zum Schutz der Tierbestände vor Tierseu­
chen, Parasitosen, und anderen besonderen Gefahren — Tierseu­
chenverordnung — vom 11. August 1971 (GBl. II Nr. 64 S. 557), die 
erste DB zur Tierseuchenverordnung vom 11. August 1971 (GBl. II 
Nr. 64 S. 561) und die zweite DB zur Tierseuchenverordnung vom
3. August 1973 (GBl. I Nr. 45 S. 476).


